Das Juli-Paket der WTO: keine Erfolgsstory

Liberalisierungsbefürworter haben wieder Oberwasser. Die WTO ist „back on track“, tönt Lamy selbstsicher. Ganz so als hätte es Cancún nicht gegeben. Wie auf Seattle Doha folgte, so folgt jetzt Genf auf Cancún: positive Signale sollten wieder einmal an die Welt gesandt werden. Es geht voran in der WTO. In Richtung Liberalisierung versteht sich. Pflichtbewußt wird Entwicklung im gleichen Atemzug mit erwähnt. Schließlich steht das Ganze unter dem Motto „Entwicklungsrunde“. Jegliche Kritik, nicht nur von NGOs und sozialen Bewegungen, sondern auch von einigen Industrie- und Entwicklungsländern droht angesichts der von der Presse mehrheitlich verkündeten Erfolgsmeldung unterzugehen.

Kritik wurde geübt z.B. an den intransparenten und undemokratischen Verhandlungen der „Non Group 5“ (kurz NG5), zu der die EU, USA, Australien, Brasilien und Indien gehören. Die Big Shots in Nord und Süd klüngelten unter sich die Formulierungen des Juli-Pakets bzw. des Oshima-Textes aus. Die G90, die Gruppe der ärmsten Entwicklungsländer war genauso ausgeschlossen, wie die G10 (u.a. Japan, Norwegen, Schweiz). Die WTO setzt hier ihre schlechte Tradition der „Exklusiv-Clubs“ fort. Doch wer nicht mitreden kann, kann auch nicht mit verhandeln, geschweige denn Abkommen in seinem Sinne beeinflussen. Die WTO ist als Verhandlungsforum eine Farce!

Mit der Präsenz von Ministern – hauptsächlich aus dem Norden, viele im Süden wurden erst sehr spät benachrichtigt - beim Treffen des Allgemeines Rates sollte der Verabschiedung des Oshima-Textes zudem ein quasi-hochoffizieller Anstrich gegeben werden. Zusätzlicher Druck wurde aufgebaut, um eine Verabschiedung zu forcieren. Dabei kann nur eine Ministerkonferenz „legal“ Abkommen, Rahmenübereinkommen oder Erklärungen verabschieden. Entsprechend hat der Oshima-Text formal nur den Wert einer „Absichtserklärung“ und keinen bindenden Charakter. Entwicklungsländer können sich also mit allem Recht die Freiheit nehmen, den Text in ihrem Sinne zu interpretieren bzw. zu ignorieren, da, wo er ihren Entwicklungsbedürfnissen nicht gerecht wird. 

Was die Agrarverhandlungen betrifft, dürften viele Entwicklungsländer ein Déja-Vue-Erlebnis gehabt haben. So wie ihnen 1992 das Blair-House-Abkommen vor die Nase gesetzt wurde, wird ihnen jetzt die neue Gemeinsame Europäische Agrarpolitik à la Luxemburg als „Fait accompli“ präsentiert. Agrarkommissar Fischler interpretiert die Verabschiedung des Oshima-Textes als Anerkennung der Reformleistung der EU und verlautbart am 31. Juli: „Die Agrarreform der EU wird nicht in Frage gestellt.“ Der Bereich der internen Stützung wird damit faktisch von den Verhandlungen ausgenommen. Der Fortbestand der Blauen Box als Sonder- und Vorzugsbehandlung für die Industrieländer allein spricht Bände. 

Angesichts der relativ konkreten Formulierungen bei der internen Stützung und bei den sensiblen Produkten bleiben jene zum Schutz der einheimischen Landwirtschaft für die Entwicklungsländer sehr vage. Problematisch ist die Unausgewogenheit bzgl. der Konkretisierung der Regeln zugunsten der Industrieländer, nicht das Offenhalten von konkreter Ausgestaltung beim Marktzugang per se. Ist doch das Agrarkapitel dasjenige, das für viele Entwicklungsländer allein die Zugeständnisse in all den anderen Verhandlungsbereichen (NAMA, GATS etc.) auszugleichen hat. Strategisch ist es ohnehin sinnvoll, das Agrarkapitel mit einer Opt-out-Klausel für Entwicklungsländer bis zum Ende offen zuhalten, damit sie auf unfaire Verhandlungspraktiken und Ungleichheiten bei den Zugeständnissen jederzeit reagieren können. 

Diese Ungleichheit der Zugeständnisse zulasten der Entwicklungsländer ist nämlich schon jetzt im Juli-Paket verankert. Nichts-aussagende Formulierungen zur Sonder- und Vorzugsbehandlung und zu Implementierungsfragen. Stagnation in der Baumwollfrage, wiederholte Entwicklungsrhetorik bei zentralen Fragen für Entwicklungsländer (Technologietransfer; Handel, Verschuldung und Finanzen), radikaler Zollabbau im Industriegüterbereich, Forcieren von weitgehenden GATS-Angeboten (no a priori exclusions of any service sector), die „so schnell wie möglich“ vorgelegt werden sollen, und als i-Tüpfelchen ein unausgewogenes Rahmenübereinkommen für die Landwirtschaft. 

Summa summarum ist das Juli-Paket aus Südperspektive eine weitere Etappe auf der Talfahrt mit Endstation Unterentwicklung. 
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